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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1695/73 des Rates zur Bestimmung, inwieweit die für Rindfleisch anzuwendenden 
Währungsausgieichsbeträge wegen der niedrigeren Bewertung einer Währung höher 
sein können als die Belastung bei der Einfuhr aus Drittländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ~ 

gestützt duf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 974/71 
des Rates vom 12. Mai 1971 über bestimmte kon- 
junkturpolitische Maßnahmen, die in der Landwirt- 
schaft im Anschluß an die vorübergehende Erwei- 
terung der Bandbreiten der Währung einiger Mit- 
gliedstaaten zu treffen sind ^), zuletzt geändert durch 

die Verordnung (EWG) Nr /73“), insbesondere 

auf Artikel 4 a Abs. 2 zweiter Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1695/73 des Rates 
vom 25. Juni 1973 zur Bestimmung, inwieweit die 
für Rindfleisch anzuwendenden Währungsaus- 
gleichsbeträge wegen der niedrigeren Bewertung 
einer Währung höher sein können als die Belastung 
bei der Einfuhr aus Drittländern^), geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1824/73 "*), hat ab 25. Juni 
1973 die Anwendung von Artikel 4 a Abs. 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 974/71 auf die Kälber und Jung- 
rinder begrenzt, die in Artikel 1 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch ’), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
187/73®), bezeichnet sind. 

Es hat sich gezeigt, daß die wirtschaftlichen Grün- 
de, die zum Erlaß von Artikel 1 Abs. 1 und 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1695/73 geführt haben, schon 
in der Zeit vom 13. Februar 1973 bis 24. Juni 1973 
gegeben waren. 


Außerdem hat sich herausgestellt, daß es auf 
Grund der einschlägigen Verwaltungsbestimmungen 
nicht möglich war, im Handel zwischen den Mitglied- 
staaten die in Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 
805/68 bezeichneten Tiere von anderen Kälbern oder 
Großrindern zu unterscheiden. Daher ist auf Antrag 
des Betreffenden Artikel 1 Abs. 1 und 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1695/73 rückwirkend vom 13. 
Februar 1973 an anzuwenden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1695/73 wird 
durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

„Artikel 1 Abs. 1 und 2 wird auf Antrag des Betref- 
fenden auf Geschäfte angewendet, die vom 13. Fe- 
bruar 1973 an abgewickelt wurden." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971 , S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom , S. . . . 

‘0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 173 
vom 28. Juni 1973, S. 7 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 185 
vom 7. Juli 1973, S. 1 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

<•) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 23 
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Anhang 


Finanzielle Auswirkungen der vorgeschlagenen 
Maßnahme 

Obgleich sich der Vorschlag auf den innergemein- 
schaftlichen Handel und den Handel mit Drittländern 
bezieht, sind wegen der Handelsstruktur die in Rede 
stehenden Tiereinfuhren nach Italien, für die die 
vorgeschlagene Maßnahme gilt, nur in der Praxis 
betroffen. 

Aufgrund der den Kommissionsdienststellen vorlie- 
genden Auskünfte sind für die Zeit vom 13. Februar 
1973 bis 24. Juni 1973 betroffen; 

— Ausfuhren aus Frankreich nach Italien: etwa 
20 000 Stück Vieh 

— Ausfuhren aus Deutschland nach Italien: etwa 
40 000 Stück Vieh 

insgesamt: 60 000 Stück Vieh 

das heißt: 4800 t Lebendgewicht. 

Unter Berücksichtigung der Höhe der Finanzaus- 
gleichsbeträge von 92 RE je t Lebendgewicht dürften 
sich die zusätzlichen Ausgaben auf 441 600 RE belau- 
fen. Da es sich um Ausgaben für Finanzausgleichs- 
beträge im innergemeinschaftlichen Handel handelt, 


werden sie in finanzieller Hinsicht als Interventionen 
gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
angesehen und in Kapitel 79 (Artikel 792 „Finanz- 
ausgleichsbeträge") des Haushaltsplans der Europäi- 
schen Gemeinschaften verbucht. 

Kapitel 79: 1973 Mittel: 404 578 000 - Aufwand: 

404 577 564 

(einschließlich der zuletzt vorgeschlage- 
nen Mittelübertragungen) 

1974 Mittel: 363 000 000. 

Die zusätzlichen Ausgaben, die sich aus der vorge- 
schlagenen Maßnahme ergeben, entsprechen 0,1 v. H. 
der in diesem Kapitel vorgesehenen Mittel und 0,3 
V. H. der in Artikel 792 vorgesehenen Mittel (163 
Millionen RE). Es ist einerseits zu vermerken, daß 
der Mittelaufwand dieses Artikels insbesondere 
durch die Prozentsätze der floatenden Währungen 
der Mitgliedstaaten bestimmt wird, und anderer- 
seits, daß die vorgenannten Prozentsätze weitaus 
niedriger sind als die Unsicherheitsmenge, die auf 
den finanziellen Schätzungen lastet. Da sich der Vor- 
schlag auf die 1973 durchgeführten Maßnahmen be- 
zieht, werden die mehrjährigen Vorausschauen nicht 
berührt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. Mai 1974 - 1/4 -68070 -E- Ri 28/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 26. April 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt wor- 
den. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


ln Abweichung zu Artikel 4 a der Verordnung 
(EWG) Nr. 974/71 wird durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1695 73 des Rates vom 25. Juni 1973 be- 
stimmt, inwieweit die für Rindfleisch anzuwenden- 
den Wdhrungsausgleichsbeträge wegen der niedrige- 
ren Bewertung einer Währung höher sein können 
als die Belastung bei der Einfuhr aus Drittländern. 
Aufgrund dieser Maßnahme werden für Kälber und 
junge zur Mast bestimmte ausgewachsene Rinder die 
gleichen Währungsausgleichsbeträge wie für die an- 
deren Kälber und ausgewachsenen Rinder ange- 
wandt, um damit den gleichen wirtschaftlichen Vor- 
teil aufrechtzuerhalten, der sich vor der Anwen- 
dung des Artikels 4 a der Verordnung (EWG) Nr, 
974/71 für Kälber und junge zur Mast bestimmte 
Rinder ergab. 

Der auf für zum Mästen bestimmte Kälber mit einem 
Gewicht von weniger als 80 kg anzuwendende Zoll- 
satz beträgt tatsächlich 4 v. H. und der für zum 
Mästen bestimmte männliche Jungrinder 8 v. H., 
während der auf andere Kälber und andere ausge- 
wachsene Großrinder angewandte Zollsatz 16 v. H. 
beträgt. 


Aufgrund der niedrigeren Bewertung bestimmter 
Währungen und insbesondere der italienischen Lire 
ab 13. Februar 1973, wurde durch die Anwendung 
des Artikels 4 a der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 
der vorerwähnte Vorteil annulliert. 

Der vorliegende Verordnungsentwurf hat somit zum 
Ziel, diesen wirtschaftlichen Vorteil rückwirkend 
und auf Antrag des daran Interessierten für die Zeit 
vom 13. Februar 1973 bis 24. Juni 1973 zu gewähren. 

Im übrigen hat es sich gezeigt, daß bei Ausfuhren 
von Frankreich und Deutschland nach Italien die 
betroffenen Handelskreise der ausführenden Mit- 
gliedstaaten den Nachweis für die Bestimmung der 
Kälber oder ausgewachsenen Rinder nicht erbringen 
können, da die verwaltungstechnischen Formalitäten 
im innergemeinschaftlichen Handel keine Unter- 
scheidung zwischen den zum Mästen bestimmten und 
den anderen Tieren ermöglichen. 

Die Schätzung der zu Lasten des EAGFL gehenden 
Ausgaben befindet sich im Anhang des vorliegenden 
Verordnungsentwurfs. 
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